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Verkündet

am 29° August 1962

I m N a m e n d e s V o 1 k e 5

In Sachen

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der ja Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 29° August 1962, an der
mitgewirkt haben

Bundesrichter R i c h t e r
als Vorsitzender,

die Bundesrichter Dr„ S c h r a f t

und Dr° L a n g k e i t

sowie die_
_Bunde33021alr1chter M a n n

und G 1 a d e b e c X

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagtenwird das Urteil
des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

20° Mai 1958 aufgehoben° Die Berufung der Klä—
gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Dort-
mund vom 27„ September 1956 wird zurückgewiesen°

Auß@rgerichtliche Kosten des Berufungs— und

Revisionsverfahrens sind nicht zu erstatten„

V o n R e c h t s w e g e n „
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G r ü n d e
——‚——„—»-. __...—

Die Vertreterversammlung der klagenden Allgemeinen Orts-
krankenkasse (AOK) beschloß am 24° August 1954 eine Neu—
fassung ihrer Satzung, zu der sie die Genehmigung und, so—
weit erforderlich, die Zustimmung des beklagten Obervere

sicherungsamts (OVA) beantragte„ Dieses versagte mit dem
der Klägerin am 10° November 195A zugestellten Bescheid
vom 28° Oktober 1954 die Genehmigungder folgenden Be«
stimmung des @ 20 Abs° 2: '

"Der Anspruch auf Mehrleistungen entsteht nach
einer Wartezeit von sechs Monaten° Durch Aus—
scheiden aus der Mitgliedschaft kann die Warte—
zeit auf die Dauer von höchstens 26 Wochen unter—
brochen werden. Soweit Mitglieder innerhalb der
letzten zwölf Monate mindestens sechs Monate auf
Grund eines Gesetzes gegen Krankheit versichert
waren, sind ihnen die.Mehrleistungen ohne Warte—
zeit zu gewähren

„

Das OVA verweigerte seine Genehmigung mit der Begründung,

daß 5 208 EVO durch Art° 12 der Ersten Verordnung zur Vera

{einfachung des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozial—

versicherung vom 17‚ März 1945 (BGBl I, 41) N 1° Vereinfvo —
aufgehoben worden sei; daher fehle es —in der britischen
Zone — an einer Rechtsgrundlage für die von der Klägerin

in der Form einer Wartezeit vorgesehenen Leistungsbeu
schränkung° .

Die Klägerin erhob am 23„ November 1954 beim Sozialgericht

(SG) Dortmund Klage gegen das OVA mit dem Antrag, den Be»_

scheid des beklagten OVA vom 28° Oktober 195% aufzuh8ben„

“Sie machte geltend, die Versagung der Genehmigung für die

Von ihr vorgesehene Satzungsbestimmung sei rechtswidrig„

*Die Krankenkassen könnten nach freiem Ermessen bestimmen,

ob und welche gesetzlich zulässigen Mehrleistungen Sie ge“

währen wolith° Mithin könnten sie den Anspruch auf Menr=

'“leistungen auch von Bedingungen oder Einschränkungen ao:
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hängig machen, die gleichmäßig für alle Mitglieder galten, So—

mit sei auch die von der Klägerin beabsichtigte Einführung einer

Wartezeit zulässig, @208 RVO sei zwar aufgehoben worden; damit

entfalle aber nur die in 5 208 RVO vorgesehen gewesene Beschrän—

kung der Wartezeit von sechs Monaten, nicht hingegen die allge—

meine Ermächtigung zur Einführung einer Wartezeit überhaupt° Die

RVO enthalte sonst keine Vorschrift, nach welcher der Beginn des

An5pruchs auf Mehrleistungen eingeschränkt werden könne„ Inso-

fern bestehe für die gesetzlichen Krankenkassen die gleiche Rechts

lage wie für die Ersatzkassen. Das beklagte 0VA vertrat demgegen-

über die Ansicht, der Anspruch auf Mehrleistungen Gntstehe, nach—

dem 5 208 RVOaufgehoben worden sei, unmittelbar mit dem Begind

der Versicherung; denn nur @ 208 RVO habe die Krankenkassen zur

Einführung von Wartezeiten ermächtigt°

Das SG wies die Klage ab°

Auf die Berufung der Klägerin hob das Landessozialgericht (LSG,

den Bescheid vom 28° Oktober 1954 unter Abänderung des Urteils

des SG insoweit auf, als die Genehmigung des 5 20 Abs, 2 der
neuen Satzung versagt worden war, und verurteilte das OVA, die
beantragte Genehmigung zu erteilen° Nach Ansicht des LSG durfte
die Klägerin im Rahmen ihrer Autonomie bestimmen, daß der Ann

Spruch auf Mehrleistungen erst nach einer Wartezeit von sechs
Monaten entstehe° Nachdem @208 RVG durch die 10 Vereian0 auf—
gehoben und das Verbot der Gewährung von Mehrleistungen nach

Abs° 5 der Sozialversiaherungsdirektive (SVD) Nr„ 4 vom 145 Ok*
tober 1945 (ArbBl° brit„ Zone 1947 S° 13) durch die SVD Nr„_}0
vom 20 August 1950 (zu vgl° BAB1 1950 S° 358} beseitigt werden
sei, enthalte die RVO keine Vorschrift, nach der der Anspruch

‘auf Mehrleistungen, falls die sonstigen AnSpruchsvoraussetzungen

gegeben seien, stets mit der Mitgliedschaft beginnen müsse, War—
tezeiten seien nach 5 206 RVO nur für die An5prüche der Pflicht-
versicherten auf Regelleistungen ausgeschlossen, @ 206 RVO gelte

jedoeh nicht für Mehrleistungen (@ 179 Abs° } RVO}„ Die Materia—
lien zur Vereian0 ergäben nicht, daß der AnSpruch auf Mehr—
1eistungen zwingend mit dem Beginn der Mitgliedschaft habe ent—
stehen sollen° Von einem solchen Willen des Verordnungsgebers
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_könnte man nur dann ausgehen, wenn @ 206.RVO ausdrücklich

geändert worden wäre„ Ob 5 208 RVO ehemaliger Fassung nur
eine zeitliche Begrenzung der Wartezeit — zugunsten der

Versicherten — oder auch eine grundsätzliche Ermächtigung

zur Einführung von Wartezeiten - zugunsten der Kranken—

_‚kassen — enthalten habe, könne dahinstehen„ Den Kranken—
kasSen sei jedenfalls heute auf Grund der zu

Mehrleistungen

ermächtigcnden Vorschriften der EVO freigestellt, diese Lei—
stungen über die Regelleistungen hinaus zu gewähren oder da—

von abzusehen° Dann seien sie aber auch ermächtigt, Einzel-

heiten über Art und Umfang der Leistungen im gesetzlichen

Rahmen beliebig zu bestimmen. Eine unterschiedliche Regelung

der AnSprüche der Versicherten nach der Dauer ihrer Versiche-

rung verstoße auch nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz des

Art° } des Grundgesetzes (GG); denn ungleiche Tatbestände

gestatteten eine unterschiedliche Behandlung der Versicher—

ten.— Die Revision wurde zugelassen (vgl.° den Abdruck des
Urteils in Breithaupt 1958, 195)°

DasOVAhat gegendas Urteil Revision eingelegt mit dem
Antrag,

die Klage unter Aufhebung des Urteils des

LSG Nordrhein—Westfalen vom 20° Mai 1958
abzuweisen°

Zur Begründung der Revision trägt es vor: Die von der Ver—
treterversammlung der Klägerin beschlossene Satzungsbe—
stimmung sei rechtswidrig, so daß die nach 5 324 RVO er—
forderliche Genehmigung zu Recht versagt worden sei° Aus

5 207 RVO sowie-aus der Aufhebung des 5 208 RVO sei zu ent—
nehmen, daß 5 206 RVG eine grundsätzliche Regelung für alle
Leistungen der Krankenkasse in dem Sinne darstelle, daß der

LeistungsanSpruch mit der Mitgliedschaft entstehe; eine ab—
weichende Satzungsr@gélung sei nach 5 207 RVG nur für Ver“
sicherungsberechtigte möglich, die der Kasse freiwillig bei—
getreten seien„_Dem stehe nicht entgegen, daß sich @ 206 RVG
seinem Wortlaut nach nur auf "VersicherungSpflichtige" und
nur auf "Regelleistungen" beziehe, Auch in der Zeit, als
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5 208 RVGnoch in Geltung gewesen sei, sei der_Anspruch auf
Mehrleistungen — wenn die Kasse von der ihr eingeräumten Bea

fugnis, etwas anderes zu bestimmen, keinen Gebrauch gemacht

habe - mit der Mitgliedschaft entstanden° Die Beseitigung der

Ausnahmevorschrift des @ 208 RVG habe erkennbar den Zweck ge;
habt, das Leistungsrecht und die Verwaltungsarbeit in der Sozial-
vcrsicherung zu vereinfachen„ Die Vertreterversammlung einer

Krankenkasse sei daher nach dem Wegfall des 5 208 RVO nicht mehr
ermächtigt, den Zeitpunkt der Entstehung des An5pruchs durch die

Satzung für einen bestimmten Mitgliederkreis abweichend festzu—

setzen,

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie trägt zur Begründung ihres Antrages im wesentlichen vor:-

Aus gs 206, 207 RVOergebe sich nicht, daß der AnSpruch auf
"alle" Leistungen der Kasse grundsätzlich mit dem Beginn der

Mitgliedschaft entstehe. Die Zulässigkeit der Bestimmung einer

Wartezeit ergebe sich aus @ 179 EVO, weil der AnSpruch auf Mehrw
leistungen nach dieser Vorschrift von allgemeingültigen, alle

Mitglieder gleichmäßig treffenden, vom Willen des Kassenvor—
standes unabhängigen Bedingungen oder Einschränkungen abhängig
gemacht werden könne„ Ein gesetzlicher Zwang, Mehrleistungen
ohne Wartezeit zu gewähren, wider5preche dem freiwilligen Cha—

rakter dieser Leistungen° '

II

Die Revision ist begründet, weil das beklagte OVAes mit Recht
.abgelchnt hat, die hier streitige Satzungsbestimmung —über die
Abhängigkeit der Mehrleistungen von der Zurücklegung einer Warten
zeit — zu genehmigeno

Für die Beurteilung des vbrliegenden Rechtsstreits kommt es
Entscheidend darauf an, welche Bedeutung der Aufhebung des

@208 EVO zukommt° Diese Vorschrift ist nach Art; 12 der Ersten
Verordnung zur Vereinfachung des Leistungs— und Beitragsrechts
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in der Sozialversicherung vom 17„ März 1945 (BGBl I 41} —
1° Vereian0 — weggefallen, und zwar mit Wirkung

vom 1° Mai 1945

(Art„ 5 Abs‚ 1 1° Vereian0), demgleichen Zeitpunkt, zu dem
auch Art° 19 der 10 Vereinfvo in Kraft getreten ist„ Unbedenk—
lich kann daher nach den Grundsätzen, von denen der erkennende

Senat in seiner Entscheidung vom 11° Juli 1956 zur Rechtswirk-
samkeit des Art° 19 der 1° Vereian0 ausgegangen ist (BSG },
161}, angenommenwerden, daß auch Art° 12 der 10 Vereian0
Spätestens am 7, September 1949 — mit dem erstmaligen Zusammen—
tritt des Deutschen Bundestages - für das ganze Bundesgebiet

' in Kraft getreten ist (Vgi„ auch BSG 10, 156 und 15, 65)°

Für den mit der Aufhebung des @ 208 RVO verfolgten Zweck sind

nach der nicht veröffentlichten Begründung des Reichsarbeitsw

ministers zur 1° Vereian0 — II 578/44 B — die folgenden Er—

wägungen maßgebend gewesen: "Nach 5 208 EVO kann in der Satzung

der einzelnen Krankenkassen der An5pruch auf Mehrleistungen von

der Zurücklegung einer Wartezeit abhängig gemacht werdeno Bei

dem heutigen Arbeitseinsatz führt diese Vorschrift zu Härten

und beim Wechsel der Kassenzugehörigkeit zu vermehrter Ver—‚
waltungsarbeit. Es erscheint daher angebracht, die Vorschrift

‘aufzuheben, zumal schon jetzt eine_größere Zahl von Kranken-

kassen in ihren Satzungen keine Wartezeit festgelegt hat"„

Hiernach hatte die Aufhebung des 5 208 RVO neben der Vereine
fachung des Verwaltungsverfahrens den Zweck, das bisherige

Leistungsrecht zu verbessern. Diese Verbesserung hatte zum
Ziele, die Leistungseinschränkung, die sich bisher aus @ 208

RVO ergab, zu beseitigen° Die Vorschrift des 5 208 RVO ging
in gleicher Weise wie der noch geltende @ 207 RVO von dem

,Grundsatz aus, daß jeder Versicherte sofort mit Beginn seiner
Mitgliedschaft An5pruch auf Leistungen hat, die aus seinem
Versicherungsverhältnis fließen° Deshalb könnte die Satzung

einer Kasse für "Versicherungsberechtigte, die der KasSe freie
‚willig beigetreten sind", nicht versehen, daß die Versicherungen

berechtigten Leistungen erst nach Zurücklegung einer Wartezeit_
' zu bean5pruchen haben, wenn nicht die Vorschrift des 5 207 be»

stünde, wonach der Anspruch von der Zurücklegung einer Wartee
zeit von höchstens sechs Wochen abhängig gemacht werden kann;

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


vielmehr könnten diese Berechtigten ohne eine solche, durch
die gesetzliche Ermächtigung gedeckte Satzuhgsbestimmung die
Kasscnleistungen sofort beanspruchen° EntSprechehd

ist für den
An5pruch auf Mehrleistungen, auf den sich @208 RVO bezog, nach
dem Wegfall der hier vorgesehen gewesenen Ermächtigung, die Lei—

stung im Wege einer Satzungsbestimmung durch Einführung einer
Wartezeit zu beschränken, nunmehr wieder der Grundsatz voll wirk—
sam.geworden, daß jeder Versicherte bereits mit dem Beginn seiner
Mitgliedschaft einen An5pruch auf die Mehrleistungen der Kasse

hat° Somit ist aus dem Zusammenhangder Reglung in den @@206

bis 208 RVOund demoben wiedergegebenén Zweck der Vorschrift
des Art° 12 der 10 Vereinfvo zu schließen, daß Wartezeiten für

Mehrleistungen — nach dem Wegfall des 5 208 RVO — nicht mehr zu—

lässig sind„

Demgegenüber kann sich die Klägerin auch nicht auf 5 179 Abs° }

RVO berufen; denn diese Vorschrift regelt nur die Frage, yelghg

Leistungen als Gegenstand der Versicherung durch die Satzung ein—

geführt werden können, sagt hingegen nichts über den Beginn die—

ser Leistungen, der in den 55 206 ff RVO behandelt isto

Dieser Auffassung steht auch 5 1 Abs° 4 des Selbstverwaltungs—

gesetzes (GSvl nicht entgegen, wonach — soweit dieses Gesetz

nichts anderes vorschreibt — für die Ehrenämter in der Sozial—

versicherung und für die Organe der Versicherungsträger die

Vorschriften der Reichsversicherung3gesetze in der am 31° Dee 1
zember 1952 gültig gewesenen Fassung gelten. Zwar schreibt % 1
Abs° 4 Satz 2 GSV vor, daß dies für die Krankenversicherung

"auch hinsichtlich der Festsetzung der Beiträge und Leistungen"
gilt° Diese Vorschrift bezweckt aber — als rein organisations—

rechtliche Regelung — nur die Wiederherstellung der Handlungs—

freiheit der Organe, sie beseitigt jedoch nicht die nach dem,

51„ Dezember 1932 eingetretenen materiell—rechtlichen Änderungen

des Leistungsrecht$ und macht mithin inzwischen_eingeführte

Deistungsverbesserungen — wie hier den Wegfall des die‚Leiu

stungen einschränkenden 5 208 RVG - nicht rückgängig„‘
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Das angefochtene Urteil ist daher aufzuheben und die Be—

rufung der klagenden Kasse gegen das Urteil des SG zurück—

zuweisen°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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